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Reichs-Geſetzblatt. 


ee. 


Juhalt: Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr 
beigefügte viſte. S. 791. — Bekanntmachung, betreffend die wechſelſeitige Befreiung der An⸗ 
gehörigen des Deutſchen Reichs und Oeſterreichs von der ihnen als Ausländern in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten obliegenden Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten. S. 702. 


(Nr. 2436.) Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen Uebereinkommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte Liſte. Vom 18. Dezember 1897. 


N, Lifte der Eiſenbahnſtrecken, auf welche das internationale Uebereinkommen 
Über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 Anwendung findet 
AV. Ausgabe vom 1. Januar 1897, Reichs ⸗Geſetzbl. von 1897 S. 27), iſt unter 
„Rußland.“ wie folgt zu berichtigen: 

J. Mit ſofortiger Gültigkeit: 

J. Nachdem die Weichſelbahn in das Eigenthum und in den Betrieb des 
ruſſiſchen Staates übergegangen iſt, iſt die Nr. B. 24 zu ſtreichen und 
unter 4 nachzutragen: 

„16. Weichſelbahn.“ 

2. Die Nr. B. 16 erhält folgende Faſſung: 

„16. Moskau Windau-Rybinsker Eiſenbahn.“ 

II. Mit Wirkung vom 10. Januar 1898 iſt in Ausführung des Artikels 58 
des Uebereinkommens nachzutragen unter „A. Vom Staate betriebene 
Bahnen und Bahnſtrecken.“: 

17. Uralbahn. 
18. Weſt⸗Sibiriſche Eiſenbahn (Sektion Tſcheljabinsk Obi). 

Berlin, den 18. Dezember 1897. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Reichs. Oeſebbl. 1897, * 


Ausgegeben zu Berlin den 24. Dezember 1897. 


(Ar. 2437.) Bekanntmachung, betreffend die wechſelſeitige Befreiung der Angehörigen des 
Deutſchen Reichs und Oeſterreichs von der ihnen als Ausländern in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten obliegenden Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung 
für die Prozeßkoſten. Vom 23. Dezember 1897. 


N Kaiſerlich deutſche und die Kaiſerlich Königlich öſterreichiſche Regierung 
haben, um den beiderſeitigen Staatsangehörigen die Befreiung von der Ver⸗ 
pflichtung zur Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten nach dem Inkrafttreten der öſterreichiſchen Civilprozeßordnung zu 
ſichern, im gegenſeitigen Einvernehmen feſtgeſtellt, daß mit Rückſicht auf die 
Beſtimmungen der deutſchen Civilprozeßordnung $. 102 Abſatz 2 Nr. 1 und der 
öſterreichiſchen Civilprozeßordnung F. 57 Ziffer 1 die Vorausſetzungen erfüllt find, 
unter denen für Angehörige des einen Theiles die Befreiung von der Sicherheits- 
leiſtung wegen der Prozeßkoſten im Gebiete des anderen Theiles eintritt. 


Berlin, den 23. Dezember 1897. 


Der Reichskanzler. 


Im Auftrage: 
Hellwig. 


Herausgegeben un Reichsantt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


